
D
ie Sondierungsgespräche für eine
Ampel-Koalition in Nordrhein-
Westfalen gestalten sich schwierig.

Nach mehr als achtstündigen Verhandlun-
gen dauerten die Gespräche zwischen SPD,
Grünen und FDP am Donnerstagabend an.
Vor allem in den Reihen der FDP und der
Grünen gibt es viele Vorbehalte gegen die
Ampel. Das Ende der Sitzung war am spä-
ten Abend noch völlig offen. Die Grünen-
Verhandlungsführerin Sylvia Löhrmann
hatte unmittelbar vor dem Treffen gesagt,
die Frage sei letztlich, ob mit der FDP ein
Politikwechsel möglich sei. Die SPD-Lan-
deschefin Hannelore Kraft, die mit Löhr-
mann vor die Presse trat, sagte, sie denke,
dass die Gespräche „noch ein bisschen län-
ger dauern“ könnten. Es gebe eine lange
Liste von Themen, die behandelt werden
müssten. Die drei Parteien säßen dabei auf
Augenhöhe zusammen am Tisch.

Der FDP-Landeschef Andreas Pinkwart
sagte, die Liberalen gingen genauso interes-
siert und sachorientiert in das zweite Ge-
spräch wie in das erste am Dienstag. Auf
der Agenda stünden diesmal vor allem die
Themen Umwelt- und Energiepolitik so-
wie Innen-, Rechts- und Haushaltsfragen.
Er hoffe, dass das Treffen weiter in kon-
struktiver Atmosphäre stattfinde. Das Ziel
sei, Differenzen zu überwinden. Im „ARD-
Morgenmagazin“ signalisierte er Kompro-
missbereitschaft beim Thema Studienge-
bühren. Allerdings hält er am Vorsatz fest,
die Hochschulen besser zu finanzieren. Die
schwarz-gelbe Landesregierung, die die Ge-
bühren an Rhein und Ruhr eingeführt
hatte, habe einen guten Vorschlag dafür ge-
macht. Wer die Gebühren abschaffen
wolle, müsse dafür sorgen, dass dies nicht
zulasten der Hochschulen gehe.

Zuvor hatten die Sondierungen mit an-
deren Parteien zu keinem positiven Ergeb-
nis geführt. Die Gespräche zwischen SPD,
Grünen und der Linkspartei waren bereits
nach dem ersten Treffen gescheitert. Die
Verhandlungen zwischen SPD und CDU wa-
ren ergebnislos unterbrochen worden.  apn

M
an hatte hitzige Debatten beim
mittlerweile dritten Bildungsgip-
fel im Kanzleramt erwartet – und

das nicht nur wegen des schwülheißen Wet-
ters. Aber zu einem Ergebnis führten die
Anstrengungen trotzdem nicht. Keinen
Schritt kamen Bund und Länder voran. Zu
unterschiedlich waren die Vorstellungen
von Bund und Ländern, wie denn das 2008
beim ersten Bildungsgipfel in Dresden erar-
beitete Ziel erreicht werden kann. Damals
vereinbarte man, die Gesamtausgaben für
Bildung und Forschung bis 2015 auf zehn

Prozent des Bruttoin-
landsprodukts zu stei-
gern. Man beschloss,
die Quote von Schulab-
gängern ohne Ab-
schluss von acht auf
vier Prozent zu sen-
ken. Die Quote junger
Menschen ohne Be-
rufsabschluss wollte
man ebenfalls halbie-
ren. Mehr Berufstätige
sollen sich weiterbil-
den, und die Zahl der
Studienanfänger will
man ebenfalls erhö-
hen. Vom Start in die
„ B i l d u n g s r e p u b l i k
Deutschland“ war die
Rede. Seitdem aller-
dings konnten sich die
Länder nicht mit dem
Bund verbindlich eini-

gen, wie die zusätzlichen Mittel aufzubrin-
gen sind. Auch gestern nicht.

Kanzlerin Angela Merkel und Bundesbil-
dungsministerin Annette Schavan waren
den Ländern beim zweiten Gipfel im ver-
gangenen Jahr zwar entgegengekommen.
Sie versprachen, von der damals berechne-
ten Lücke von 13 Milliarden Euro an jährli-
chen Mehrausgaben 40 statt der üblichen

zehn Prozent zu übernehmen. Aber die Län-
der wollen eine Finanzierung über einen
größeren Anteil an der Umsatzsteuer.

Auch einzelne Projekte wie die Bafög-Er-
höhung und das Nationale Stipendienpro-
gramm stellen die Länder mit Verweis auf
leere Kassen unter Finanzierungsvorbe-
halt. Die SPD-geführten Länder fordern,
auf das Stipendienprogramm ganz zu ver-
zichten, um die BaföG-Erhöhung finanzie-
ren zu können. Auch diese Front konnte
Kanzlerin Angela Merkel gestern nicht be-
gradigen. Nach dem Gipfel hielten die Län-
der ihre Forderung nach einem größeren
Anteil an der Umsatzsteuer aufrecht. Man
halte zwar am Zehn-Prozent-Ziel fest. Aber
wenn den Ländern keine Umsatzsteueran-
teile zugesagt werden, sei dies nicht zu

schaffen, sagte der Vorsitzende der Minis-
terpräsidentenkonferenz, Kurt Beck
(SPD). Merkel blieb hart. Ein höherer Um-
satzsteueranteil sei mit dieser Bundesregie-
rung bis 2013 nicht zu machen. „Wir sind
hier nicht zu einer gemeinsamen Lösung
gekommen, was ich bedaure“, sagte Beck.
Enstprechend vage fiel auch Merkels Prog-
nose aus, ob das Ziel überhaupt noch er-
reicht werden kann. Dies sei durch die
Krise nicht einfacher geworden und außer-
dem müsse man jetzt die Gespräche zur
Reform der Gemeindefinanzen abwarten,
bevor weitere Verhandlungen geführt wer-
den könnten. Sie sei der Meinung, „dass
wir am Zehn-Prozent-Ziel festhalten soll-
ten“. Vielleicht müsse man aber 2013 oder
1014 das Ziel „einem Check“ unterziehen.

Der Bund lehnt einen höheren Umsatz-
steueranteil ab, weil das Grundgesetz es
ihm nach den Beschlüssen der Föderalis-
musreform im Jahr 2006 nicht erlaubt,
den Ländern bei der Bildung reinzureden.
Die Befürchtung ist, dass die Länder das
Geld zum Stopfen von Haushaltslöchern
nutzen. Auch FDP-Bildungspolitiker im
Bund sehen diese Gefahr. Der FDP-Bil-
dungsexperte Patrick Meinhardt würde
den Ländern zwar bei der Umsatzsteuer
entgegen kommen, allerdings nur wenn die
Länder eine „gemeinsam unterschriebene
Verabredung“ akzeptieren. Das „Geld
müsse zusätzlich in die Bildung fließen und
dürfe nicht dazu verwendet werden, Kür-
zungen bei Bildung und Forschung auszu-
gleichen“, sagte Meinhardt der StZ.

NRW SPD, Grüne und Liberale
haben gestern die Chancen für
eine Koalition ausgelotet.

CemÖzdemir,
Grünen-Chef

M
it der ihm eigenen Schlitzohrig-
keit hat Finanzminister Wolf-
gang Schäuble dem neuen Robin

Hood der CDU seinen Galaauftritt ver-
miest. Ausgerechnet der Chef des Wirt-
schaftsrats, der als Hort neoliberalen Den-
kens in der CDU gilt, predigt seit einer Wo-
che soziale Gerechtigkeit. Das Votum für
ein ausbalanciertes Sparpaket, das auch
von Spitzenverdienern einen Beitrag erfor-
dert, hat Kurt Lauk am Mittwoch große
Aufmerksamkeit beschert. Vor 2500 Gäs-
ten erläuterte er sein Verständnis von mit-
fühlendem Wirtschaftsliberalismus: Um
Einschnitte bei Sozialausgaben glaubhaft
vertreten zu können, halte er einen „Obo-
lus der Reichen“ für angemessen. Dazu
solle der Spitzensteuersatz erhöht werden.

Und dann kam Schäuble, erzählte von
einer aktuellen Debatte im Bundestag, wo
ihn ein Linker gefragt habe, warum er sich
gegen diesen Vorschlag sträube, da doch
selbst Lauks Wirtschaftsrat dafür sei. Er
habe dem sozialistischen Abgeordneten an-
geboten, ihn einfach mitzunehmen ins Ho-
tel Interconti, wo die CDU-Unternehmer
tagten. „Dann hätte mein Freund Kurt
Lauk mal sehen können, was er für Verbün-

dete hat.“ Was Schäubles Grundüberzeu-
gen angeht, so zählt er selbst zu Lauks Ver-
bündeten. Seit der Sparklausur darf er es
nur nicht mehr öffentlich sagen, um den
Koalitionsfrieden nicht zu gefährden.

Kurt Lauk führt den Wirtschaftsrat seit
zehn Jahren. Nie fand er größere Aufmerk-
samkeit als jetzt. Das hat auch mit dem
Vakuum zu tun, das Roland Koch hinterlas-
sen wird, wenn er sich aus der Politik zu-
rückzieht. Es gibt im Moment keinen, der
die Leerstelle als konservativer Wirt-
schaftsexperte füllen kann. Baden-Würt-
tembergs Ministerpräsident Stefan Map-
pus ist noch ein Novize im gelichteten
Kreis der Unionsgranden. Er muss erst ein-
mal seine Landtagswahl gewinnen. Der no-
torische Merkel-Kritiker Josef Schlar-
mann, Vorsitzender der Mittelstandsverei-
nigung, ist ein Außenseiter ohne Macht
und Mehrheit in der CDU. Den Wirtschafts-
experten der Fraktion fehlt es an ausrei-
chender Autorität, um Gehör zu finden.

Lauk traut sich zu, Kochs Rolle zu über-
nehmen. Immerhin weiß er einen großen
Apparat hinter sich, mit 11 000 Unterneh-
mern und Selbstständigen als Mitglieder
und namhaften Managern wie dem Metro-

Chef Eckhard Cordes in den Führungsgre-
mien. Es fehlt dem Ökonom aus Stuttgart
aber an einer Hausmacht in der Partei.
Seine Mahnungen waren in der Vergangen-
heit meist schnell verhallt. Jetzt gewinnt er
als Gerechtigkeitsapostel politisches Pro-
fil. Er selbst sieht sich in der Rolle des Sach-
walters einer sozialen Marktwirtschaft
nach dem Muster Ludwigs Erhards.

Lauk kam 1946 als Sohn eines Pfarrers
zur Welt. Er studierte zunächst Theologie
und Geschichte, später Betriebswirtschafts-
lehre. Sein Lebenslauf als Manager liest
sich imposant. Erste Erfahrungen als Fir-
menchef sammelte er bei Zinser, einem
Hersteller von Textilmaschinen in Ebers-
bach. Dann rückte er in den Audi-Vorstand

auf, später in die Chefetagen des Energie-
konzerns Veba und von Daimler-Chrysler.
Dort verließ er den Posten als Nutzfahrzeu-
gechef im Unfrieden. Vor zehn Jahren grün-
dete er in New York mit zwei Partnern eine
Investmentgesellschaft, die er heute noch
führt. Lauk lehrt außerdem als Honorarpro-
fessor. Von 2004 bis 2009 saß er für die
CDU im Europaparlament. Aber er hält es
wie Roland Koch: Politik ist für ihn nicht
das einzig Wichtige im Leben.

Wie kommt ein Mann dieses Schlages
dazu, nun gerade als Vorkämpfer für so-
ziale Gerechtigkeit Schlagzeilen zu provo-
zieren? Was treibt ihn an? Protestantische
Verantwortungsethik? Da zögern selbst
Leute, die ihn lange kennen. Und bei nähe-
rem Hinsehen, ist sein Vorschlag gar nicht
so sozialrevolutionär, wie er zunächst
scheint. Lauk macht sich nämlich für eine
Paketlösung stark: Er will die allermeisten
Ausnahmen bei der Mehrwertsteuer ab-
schaffen. Das soll zwölf Milliarden Euro im
Jahr bringen. Die Zeche müssten jene Ver-
braucher bezahlen, die einen Großteil ih-
rer Einkünfte verkonsumieren – die Ärme-
ren. Den Reichen, die mehr als 250 000
Euro im Jahr verdienen, will Lauk einen
um zwei Punkte erhöhten Spitzensteuer-
satz zumuten. Nach Schätzungen des Wirt-
schaftsrat würden dadurch aber „nur“ ein
paar Hundert Millionen zusammenkom-
men. So richtig ausgewogen ist das nicht.

B
undesverkehrsminister Peter Rams-
auer (CSU) hat jetzt Pläne bestätigt,
über die bereits nach der Sparklau-

sur des Bundeskabinetts spekuliert wor-
den war. Demnach wird die Lastwagen-
maut, die momentan vor allem für Autobah-
nen gilt, vom nächsten Jahr an auch auf
vierspurigen Bundesstraßen fällig. Der Mi-
nister begründet die Ausweitung allerdings
nicht mit Etatzwängen, sondern mit der
wachsenden Attraktivität solcher Strecken
für die Transporteure. Die Trassen seien in
den vergangenen Jahren ausgebaut wor-
den und würden sich zunehmend zu Aus-
weichrouten entwickeln, auf denen die Spe-
diteure die Straßengebühr umgingen.

Schon in der Vergangenheit waren ein-
zelne Abschnitte von Bundesstraßen für
schwere Lastwagen bemautet worden, um

den Ausweichverkehr einzudämmen. Im
Verkehrsministerium werden nun die
rechtlichen und technischen Voraussetzun-
gen für eine weitere Ausdehnung geprüft.
Bei den Grünen fand die Ankündigung
Ramsauers verhaltenen Beifall. Das sei ein
Schritt in die richtige Richtung, hieß es.
„Diese Maßnahme fordern wir seit lan-
gem“, sagt Winfried Hermann, der grüne
Vorsitzende des Verkehrsausschusses, der
Stuttgarter Zeitung. „Ramsauer hätte je-
doch deutlich mehr tun können.“

Der Abgeordnete verlangt, dass künftig
auch leichtere Lastwagen – ab 3,5 Tonnen
Gesamtgewicht – zur Kasse gebeten wer-
den sollten. Zudem müsse die Maut lang-
fristig für sämtliche Bundesstraßen gelten.
Der technische Aufwand dafür sei aber
hoch. Laut Hermann hat Ramsauer im Ver-

kehrsausschuss die Mehreinnahmen
durch die nun geplante Erweiterung auf
100 bis 200 Millionen Euro im Jahr taxiert.
Diese Mittel sollten in den Verkehrsetat
fließen und dort Löcher stopfen. Hermann
hält damit auch einen früheren Plan der
Koalition für erledigt. Danach hätte die in
der vergangenen Legislatur für 2011 be-
schlossene Mauterhöhung für Euro-3-Lkw
zurückgenommen werden sollen.

Auch der ökologisch orientierte Ver-
kehrsclub Deutschland (VCD) begrüßte
die Ankündigung Ramsauers. Damit wür-
den die Wettbewerbsbedingungen für die
wesentlich umweltfreundlichere Bahn ver-
bessert. Der VCD warnt zugleich davor,
dass nun kleinere Straßen stärker belastet
würden. Er plädiert ebenfalls für eine deut-
liche Erhöhung der Maut, die momentan
rund 16 Cent pro Kilometer betrage. Auf-
grund der Wirtschaftskrise waren die Ein-
nahmen aus der Lkw-Maut mit 4,41 Milliar-
den Euro 2009 um rund 500 Millionen hin-
ter den Erwartungen zurückgeblieben.

Gespräche über
Ampelbündnis

„Ich weiß gar
nicht, wie viele
Bildungsgipfel
die Koalition
braucht, um
endlich mal in
die Puschen zu
kommen.“

Bildung Der Streit ums liebe Geld
schwelt zwischen Bund und
Ländern schon seit dem ersten
Gipfel 2008. Von Thomas Maron

Porträt Der CDU-Mann Kurt Lauk will den Spitzensteuersatz erhöhen.
Sozial ausbalanciert sind seine Vorschläge nicht. Von Armin Käfer
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Elterngeld

Väter bekommen mehr
Im ersten Quartal 2010 lief für 151 000Mütter
und 38 000Väter der Bezug des Elterngeldes
aus. Damit erreichten die Väter einen Anteil
von rund 20 Prozent. Das teilte das Statistische
Bundesamtmit. Das durchschnittlich ausge-
zahlte Elterngeld betrug im ersten Bezugsmo-
nat 699 Euro.Während die Väter im Schnitt
967 Euro erhielten, bekamen dieMütter den
Angaben zufolge 632 Euro ausgezahlt. Deutli-
che Unterschiede registrierten die Statistiker
auch bei der Erwerbsbeteiligung der Eltern.
Acht von zehn Vätern (81 Prozent) und knapp
sechs von zehnMüttern (58 Prozent) waren
vor der Geburt ihres Kindes erwerbstätig. epd

Auslieferung

Piraten sind in Deutschland
Die nach einemÜberfall auf einen deutschen
Frachter festgenommenenmutmaßlichen Pira-
ten aus Somalia sind in Deutschland. Die zehn
Männer seien amDonnerstagmittag an einem
Autobahnübergang an der niederländischen
Grenze an Beamte des BKA übergebenwor-
den, sagte der OberstaatsanwaltWilhelmMöl-
lers in Hamburg. Die Verdächtigenwurden am
Abend in ein Untersuchungsgefängnis der Han-
sestadt gebracht. DieMänner sollen Anfang
April vor der Küste Somalias dieMS Taipan
überfallen haben. Nach demAntipiratenein-
satz eines niederländischen Spezialkomman-
dos amOstermontag auf dem deutschen Con-
tainerschiff hatte das Amtsgericht Hamburg
Haftbefehle gegen die Seeräuber erlassen. dpa

Adoptionen

Koalition plant Erleichterung
Union und FDPwollen auch älteren Paaren eine
Adoption ermöglichen. Bisher stimmten die Ju-
gendämter nur dann zu, wenn der Altersab-
stand zwischen Kind und Adoptiveltern weni-
ger als 40 Jahre beträgt, sagte die familienpoli-
tische Sprecherin der Unions-Bundestagsfrak-
tion, Dorothee Bär, gestern in Berlin. Allgemein
entschieden sich aber immermehr Paare spä-
ter für Kinder. DieseMöglichkeit müsse auch
potenziellen Adoptiveltern eingeräumt wer-
den, sagte Bär. Die Koalitionsfraktionenwollen
demnächst einen entsprechenden Gesetzent-
wurf vorlegen. kna

Verkehr Die Lkw-Abgabe soll auch auf vierspurigen Bundesstraßen
gelten. Umweltschützer applaudieren verhalten. Von Michael Trauthig

Der Streit über die Entschädigung der Op-
fer des verheerenden Bombardements von
Kundus geht in eine neue Runde. Die An-
wälte von 456 mutmaßlichen Angehörigen
fordern eine Entschädigung von insgesamt
mindestens 3,1 Millionen Euro – und damit
achtmal so viel, wie das Verteidigungsmi-
nisterium bereitstellen will. Für eine Rege-
lung der Entschädigungsfrage stellten die
Juristen der Regierung am Donnerstag ein
Ultimatum bis Ende Juli. Andernfalls wol-
len sie vor Gericht ziehen.

Die Anwälte fordern, die Ermittlungen
gegen den Bundeswehroberst Georg Klein
wieder aufzunehmen, der das Bombarde-
ment am 4. September befohlen hatte. Die
Bundesanwaltschaft hatte das Verfahren
eingestellt. Wie viele Personen bei der Atta-
cke umkamen, bleibt strittig. Nach den bis-
herigen Untersuchungen wurden bis zu
142 Menschen getötet oder verletzt.  dpa

Kontakt

DerWirtschaftsliberale gibt den Gerechtigkeitsapostel

Auch der dritte Gipfel bringt keine Einigung

Politikredaktion

Kundus-Bombardement

Opferanwälte
fordernMillionen

Kurt Lauk führt den Wirtschaftsrat der
CDU seit fast zehn Jahren an. Foto: ddp

Kurz berichtet

Lastwagenmaut wird auf weitere Straßen ausgeweitet

Die meisten Kinder sind fleißige Schüler – doch die Bildungsrepublik Deutschland hat das Klassenziel noch nicht erreicht. Foto: AP

Foto: StZ
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